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Im Juni 2004 haben Germanwatch und der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 
Klage gegen das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) eingereicht. Gegenstand des 
Rechtsstreits ist die Veröffentlichung von klimarelevanten Aktivitäten der deutschen Exportkredit-
agentur Euler Hermes (Hermesbürgschaften). Das BMWA hat auf die Klage mit einer ausführlichen 
Erwiderung reagiert, deren zentrale Aussagen und politische Bedeutung in diesem Papier kurz darge-
stellt werden.  
�$XI�HLQH�$QIUDJH�EHL�GHU�%XQGHVUHJLHUXQJ��RE�GLHVH�HLQYHUVWDQGHQ�VHL��ZHQQ�ZLU�XQVHUH�.ODJH�VRZLH�
GLH�(UZLGHUXQJ�LQV�,QWHUQHW�VWHOOHQ��KDEHQ�ZLU�ELVKHU�QRFK�NHLQH�HQGJ�OWLJH�$QWZRUW�HUKDOWHQ�. 

=XVDPPHQIDVVXQJ�
'LH�.ODJHHUZLGHUXQJ�]HLJW��GDVV�GLH�%XQGHVUHJLHUXQJ��YHUWUHWHQ�GXUFK�GDV�%0:$��QLFKW�EHUHLW�
LVW��GLH�DQJHIUDJWHQ�UHOHYDQWHQ�,QIRUPDWLRQHQ��EHU�GLH�9HUJDEH�YRQ�+HUPHVE�UJVFKDIWHQ�]X�
YHU|IIHQWOLFKHQ��'LH�(UZLGHUXQJ�]HLJW��GDVV�GLH�%XQGHVUHJLHUXQJ�GLH�.ODJH�RIIHQEDU�DOV�*UXQG�
VDW]IUDJH�EHWUDFKWHW��'D�HV�VSH]LHOO�I�U�8PZHOWGDWHQ�HLQH�9HU|IIHQWOLFKXQJVSIOLFKW�JLEW��YHUVXFKW�
GDV�0LQLVWHULXP�GDU]XOHJHQ��GDVV�+HUPHVE�UJVFKDIWHQ�QLFKW�XPZHOWUHOHYDQW�VLQG��,Q�GLHVHP�
=XVDPPHQKDQJ�NRPPW�HV�]X�GHU��EHUUDVFKHQGHQ�$XVVDJH��GDVV�GLH�HLJHQH�8PZHOWSU�IXQJ�
JUXQGVlW]OLFK�RKQH�.RQVHTXHQ]HQ�I�U�GLH�3URMHNWH�EOHLEH��'HU�%81'�XQG�*HUPDQZDWFK�
EHWUDFKWHQ�GLHVH�+DOWXQJ�DOV�HLQHQ�JUR�HQ�:LGHUVSUXFK�]X�GHU�NOLPDSROLWLVFKHQ�3RVLWLRQ�GHU�
%XQGHVUHJLHUXQJ��GLH�GXUFKDXV�DQHUNHQQW��GDVV�GLH�HQHUJLHSROLWLVFKHQ�,QYHVWLWLRQHQ�LQ�GHQ�
VFKQHOO�ZDFKVHQGHQ�6FKZHOOHQVWDDWHQ�GDU�EHU�HQWVFKHLGHQ��RE�HLQ�LQ�JUR�HP�0D�VWDE�JHIlKUOL�
FKHU�.OLPDZDQGHO�QRFK�DEJHZHQGHW�ZHUGHQ�NDQQ���

+LQWHUJUXQG�GHU�.ODJH�
Germanwatch und BUND gehen davon aus, dass (mit Steuergeldern verbürgte) deutsche Exporte mit 
darüber entscheiden, wie klimafreundlich oder –feindlich der Aufbau von Verkehrs- und Energieinfra-
struktur weltweit vonstatten geht. Besonders in den Bereichen Bergbau, Kraftwerksbau, Erneuerbare 
Energien sowie im Export von Flugzeugen, Autos und öffentlichen Verkehrsmitteln spielen deutsche 
Exporte weltweit eine wichtige Rolle.  
Der (von der Bundesregierung berufene) deutsche Nachhaltigkeitsrat schreibt dazu:  

�:HOWZHLW�LVW�ELV�]XU�0LWWH�GLHVHV�-DKUKXQGHUWV�GHU�$XVVWR��YRQ�7UHLEKDXVJDVHQ�HWZD�]X�KDO�
ELHUHQ���«��'LH�$QVWUHQJXQJHQ�GHU�,QGXVWULHVWDDWHQ�VROOHQ�VLFK�SDUWQHUVFKDIWOLFK�PLW�GHQHQ�
GHU�6FKZHOOHQ��XQG�(QWZLFNOXQJVOlQGHU�GDUDXI�ULFKWHQ���������

- EHL�DQVWHLJHQGHU�(QHUJLHQDFKIUDJH�LQ�GHQ�(QWZLFNOXQJV��XQG�6FKZHOOHQOlQGHUQ�HIIL�
]LHQWH�7HFKQRORJLHQ�QDFK�GHP�PRGHUQVWHQ�6WDQG�GHU�7HFKQLN�HLQ]XVHW]HQ��

- ELV�]XU�0LWWH�GHV�-DKUKXQGHUWV�HWZD�GLH�+lOIWH�GHU�GDQQ�EHQ|WLJWHQ�(QHUJLHGLHQVWOHLV�
WXQJHQ�&2��IUHL���LQVEHVRQGHUH�PLW�+LOIH�HUQHXHUEDUHU�(QHUJLHQ���]X�GHFNHQ���
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'LH�GHXWVFKH�3ROLWLN�VWHKW�GDEHL�YRU�GHU�+HUDXVIRUGHUXQJ��GDVV�VLH�GLH�LQWHUQDWLRQDOH�(QWZLFN�
OXQJ�LQ�ZHVHQWOLFK�JHULQJHUHP�0D�H�EHHLQIOXVVHQ�NDQQ�DOV�GLH�(QHUJLHQXW]XQJ�XQG�GHQ�&2��
$XVVWR��LQ�'HXWVFKODQG��*OHLFKZRKO�VROOWH�LKU�JOREDOHU�(LQIOXVV�QLFKW�XQWHUVFKlW]W�ZHUGHQ��
GHQQ�GDV�7HFKQRORJLHQLYHDX�LQ�GHQ�2(&'�6WDDWHQ�VHW]W�0D�VWlEH��GLH�HLQH�ZHOWZHLWH�$XV�
VWUDKOXQJ�KDEHQ���������

 
Dementsprechend ist die Frage des Technologieniveaus der von Deutschland exportierten Technologie 
von außergewöhnlicher Umweltrelevanz. Nur die Kenntnis der entsprechenden Daten erlaubt es, in 
multilateralen oder bilateralen Abkommen sowie durch Regelungen auf OECD-Ebene bzw. in 
Deutschland für die Exportkreditagentur Anreize für klimafreundliche Exporte zu setzen. 
Die Kläger haben daher basierend auf dem Umweltinformationsgesetz (UIG) eine Anfrage an das im 
Bereich Exportbürgschaften federführende BMWA gerichtet. Darin erbaten sie eine Aufstellung sämt-
licher geförderter Projekte im Bereich der Energieerzeugung und ihrer Klimarelevanz seit 1997 (Un-
terzeichnung Kyoto-Protokoll). Dieses Ersuchen wurde abgelehnt. Daraufhin haben BUND und Ger-
manwatch in Abstimmung mit dem internationalen FOLPDWH�MXVWLFH�QHWZRUN im Juni 2004 Klage vor 
dem Berliner Verwaltungsgericht eingereicht. Nähere Ausführungen zu der Klage unter 
www.germanwatch.org/rio/hermes.htm). 

.ODJHHUZLGHUXQJ�GHV�%0:$�
Das BMWA reagierte im Oktober 2004 mit einer ausführlichen Klageerwiderung. Darin macht es 
deutlich, dass es die Frage der Transparenz von Umweltinformationen im Bereich der Exportbürg-
schaften als Grundsatzangelegenheit betrachtet. In seiner Argumentation versucht das Ministerium vor 
allem darzulegen, warum ihm vorliegende Informationen zu Exportbürgschaften NHLQH Umweltinfor-
mationen seien. Um dies zu begründen, ist es sich nicht zu schade, die eigene Umweltprüfung als blo-
ße Makulatur darzustellen.  

,QIRUPDWLRQHQ�]X�([SRUWE�UJVFKDIWHQ�DOV�8PZHOWLQIRUPDWLRQHQ�
Das BMWA verwahrt sich dagegen, anzuerkennen, dass Hermesbürgschaften umweltrelevant sind und 
daher vom Umweltinformationsgesetz erfasst werden. Wörtlich heißt es in der Klageerwiderung: 

Ä:HGHU�GLH�8PZHOWSU�IXQJ�QRFK�GLH�([SRUWNUHGLWJDUDQWLH�VHOEVW�VHW]HQ�HLQH�%HGLQJXQJ�GDI�U��
RE�LP�$XVODQG�HLQ�3URMHNW�GXUFKJHI�KUW�ZLUG�RGHU�QLFKW�³�

Diese Auffassung ist widersprüchlich und sie widerspricht dem Geist der Koalitionsvereinba-
rung der Bundesregierung. Es ist zwar richtig, dass der Beschluss für den Bau eines Kraftwerkes in 
der Regel unabhängig von den Exportgarantien getroffen wird und die Hermesförderung erst anschlie-
ßend beantragt wird. Genauso richtig ist aber auch, dass die Exportbürgschaften sehr wohl Auswir-
kungen auf die Umweltbilanz eines Kraftwerks haben. Denn eine solche Garantie beeinflusst ganz 
maßgeblich die Wettbewerbsfähigkeit des entsprechenden Unternehmens und damit die Frage, ob es 
den Zuschlag erhält oder nicht. Jedes Unternehmen verwendet wiederum verschiedene Technologien 
mit unterschiedlichen Emissionen. Hermesbürgschaften entscheiden also zumindest darüber, ZLH ein 
Projekt durchgeführt wird. Doch auch die Frage, RE ein Projekt realisiert wird, kann durch die Vergabe 
einer Bürgschaft beeinflusst werden. Das zeigt das Beispiel des Maheshwar-Staudammes in Indien. 
Der Staudamm ist bis heute noch nicht realisiert, nachdem Hermes wegen schwerwiegender sozialer 
und ökologischer Probleme absehbar keine Garantie erteilen wollte, weswegen sich Siemens als 
Hauptsponsor aus dem Projekt zurückzog. Exportbürgschaften erweisen sich daher eindeutig – entwe-
der im positiven oder im negativen Sinne – als umweltrelevant. 

%0:$��8PZHOWSU�IXQJ�LVW�LUUHOHYDQW�
In Finanz- und weiten Industriekreisen wird dem Betriebs- und Geschäftsgeheimnis enorme Bedeu-
tung zugemessen. Transparenz wird statt als Chance als Bedrohung angesehen. Daher macht das 
BMWA die Frage, ob für Hermesbürgschaften überhaupt Umweltdaten abgefragt werden, zum Dreh- 
und Angelpunkt seiner Argumentation. Würde die Anfrage von BUND und Germanwatch keine Um-
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weltdaten betreffen, würde nach Meinung des BMWA auch das UIG nicht greifen und damit die Kla-
ge gegenstandslos sein.  
Um nachzuweisen, dass Hermesbürgschaften keinen Bezug zur Umwelt haben, bezeichnet das 
BMWA die eigene Umweltprüfung, der jedes Hermes-geförderte Projekt ab 15 Mio. Euro unterzogen 
wird, als reine Makulatur. Laut Klageerwiderung ist  

ÄGDV�(UJHEQLV�GLHVHU�8PZHOWSU�IXQJ��«��NHLQ�5HFKWVJUXQG�I�U�GLH�$QQDKPH�RGHU�$EOHKQXQJ�
GHV�$QWUDJV��G�K��GLH�%HU�FNVLFKWLJXQJ�YRQ�8PZHOWDVSHNWHQ�LVW�NHLQ�JOHLFKUDQJLJHV�(QWVFKHL�
GXQJVNULWHULXP�L�H�6�³�

Das BMWA interpretiert seine Aktivitäten aufgrund der Umweltleitlinien der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der „Leitlinien Umwelt“ des Interministe-
riellen Ausschusses der Bundesregierung von 2001 offenbar als bedeutungslose Pflichtübung. 

.RKlUHQ]JHERW�JLOW�ODXW�%0:$�QLFKW�I�U�:LUWVFKDIWVI|UGHUXQJ�
Zusätzlich betont das BMWA in seiner Klageerwiderung mehrfach, dass Exportbürgschaften aus-
schließlich wirtschaftspolitischen Zielen dienen, nicht aber entwicklungs- oder umweltpolitischen. 
Dies widerspricht eindeutig dem Kohärenzgedanken unterschiedlicher Politikbereiche, zu dem sich die 
Bundesregierung an anderer Stelle, etwa in der Nachhaltigkeitsstrategie, verpflichtet hat. Wie kontra-
produktiv ein solches Nebeneinander verschiedener Politiken ist, zeigt sich etwa, wenn die Bundesre-
gierung mit Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit Projekte zur Wasserreinhaltung finanziert und 
gleichzeitig über Hermesbürgschaften den Bau von stark wasserbelastenden Zellstofffabriken unter-
stützt, wie dies in Indonesien geschehen ist. Die Bundesregierung vertritt einerseits die Haltung, dass 
Entwicklungsländer mit hohen pro-Kopf-Emissionen ihre Verantwortung für das globale Klima wahr-
nehmen müssen: "Diese Länder müssen nicht diesselben Umwege zur Entwicklung machen wie wir, 
sie müssen auch nicht dieselben Fehler machen wie wir" (Jürgen Trittin, 3.11.04). Auf der anderen 
Seite erklärt sie es als für die Umwelt nicht relevant, ob durch deutsche Bürgschaften solche Fehler 
unterstützt oder ihnen gegengewirkt wird.  

=XN�QIWLJH�(QWZLFNOXQJHQ�
Wir streben an, dass der Fall „Germanwatch/BUND gegen BMWA“ zu Beginn des Jahres 2005 vor 
dem Verwaltungsgericht Berlin verhandelt wird. Dies würde in etwa in den Zeitraum fallen, zu dem 
die EU-Richtlinie zum Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen in nationales Recht  umge-
setzt sein muss (14.2.2005). Diese Richtlinie setzt einen Teil der Aarhus-Konvention um, indem sie 
den Anspruch der Öffentlichkeit auf Umweltinformationen erhöht und den Kreis der auskunftspflich-
tigen Institutionen erweitert. Da die Richtlinie bereits mit dem Tag ihrer Veröffentlichung (14.2.2003) 
in Kraft getreten ist, hat sie bereits vor der letztendlichen nationalen Umsetzung Relevanz und sollte in 
den Rechtsstreit einfließen. 

Über die Klage von BUND und Germanwatch hinaus sind auch in anderen Ländern im Rahmen des 
FOLPDWH�MXVWLFH�QHWZRUN weitere Klagen anhängig, welche die klimapolitischen Auswirkungen von In-
vestitionen und Finanztransfers hinterfragen. Die deutsche „Klima-Klage“ ist daher von internationa-
lem Interesse. 

:HLWHUH�,QIRUPDWLRQHQ��
Im Internet  www.germanwatch.org/rio/hermes.htm (Hintergrund deutsche Klima-Klage) 
   www.climatelaw.org (internationale Kampagne des FOLPDWH�MXVWLFH�QHWZRUN) 
Germanwatch  Christoph Bals, +49/(0)228 / 60 492 -17, bals@germanwatch.org,  
   0174/3275669 
BUND  Markus Steigenberger, markus.steigenberger@bund.net oder  

Rüdiger Rosenthal, 030/27586-468 
 


